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Alles eine Frage des Managements?

Wie Autonomierechte die Handlungsfreiheit des
administrativen Fiihrungspersonals beeinflussen

Falk Ebinger - Carina Schmitt

Zusammenfassung: Die Bildung von Agenturen im Kontext des New Public Managements ver-
anderte den Verwaltungsaufbau westlicher Biirokratien grundlegend. Unklar ist, welche Effekte
die MaBinahmen zur Verselbststandigung entwickeln. In diesem Beitrag wird ein neo-institutiona-
listisches Modell zur empirischen Uberpriifung des Einflusses institutioneller Autonomie und in-
dividueller Personlichkeitsmerkmale auf die wahrgenommene Handlungsfreiheit des administra-
tiven Leitungspersonals vorgestellt. Die Analyse von Individualdaten aus der deutschen Bundes-
verwaltung zeigt, dass mit groBerer Entfernung zum politischen Entscheidungszentrum tatséchlich
von groferer Handlungsfreiheit berichtet wird. Allerdings entfalten die iiblichen Instrumente zur
Verselbstindigung nur teilweise die in sie gesetzten Hoffnungen.

Schliisselwérter: Offentliche Verwaltung - Verwaltungsreform - Agenturen - Funktionale
Politisierung - Performanz

Managing for Good? Administrative Autonomy and the Perceived
Discretion of Chief Executives

Abstract: NPM-driven agencification thoroughly changed the face of public administrations in
many modern democracies. Despite high expectations and more than a decade of experience the
effects of these reforms are still widely disputed. This contribution presents a neo-institutionalist
model to evaluate empirically the explanatory power of those factors commonly considered as
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the most relevant for executives’ discretion in decision-making. Perception-data taken from the
German federal administration confirm the hypothesized correlation between the distance from
government and perceived discretion of agency executives. However, in-depth analysis reveals
that some of the most common instruments to achieve autonomization fail to deliver.

Keywords: Public administration - Public sector reform - Agencification - Administrative
autonomy - Performance management

1 Einleitung

Die Trennung von Politik und Verwaltung ist ein Kernelement des New Public Manage-
ments (NPM; vgl. Greve et al. 1999; Pollitt u. Bouckaert 2000; Bogumil u. Jann 2009).
Institutionell umgesetzt wurde dieser Ansatz durch die Griindung verselbststindigter
Verwaltungseinheiten. Sogenannte Agenturen iibernahmen in zahlreichen OECD-Lén-
dern zuvor in Ministerien angesiedelte Vollzugs- und Regulierungsaufgaben (vgl. Pollitt
et al. 2001). Mit der Dezentralisierung von Produkt- und Budgetverantwortung sowie der
Steuerung tiber Zielvereinbarungen und ergebnisorientierte Verfahren ist die Hoffnung
auf eine Verbesserung der Effizienz und Effektivitit des Verwaltungshandelns verbunden.
Die Zahl der Agenturen ist in den vergangenen zwei Jahrzehnten rasant angewachsen.
Pollitt und Ko-Autoren sprachen bereits 2001 von einem agency fever, das nahezu alle
westlichen Demokratien erfasst habe (Pollitt et al. 2001, 2004, S. 19). Auch in der deut-
schen Bundesverwaltung zeichnen sich Entwicklungen in diese Richtung ab, auch wenn
Deutschland immer noch als Nachziigler gilt (vgl. Déhler 2007a). Der wissenschaftli-
che Kenntnisstand zu den Auswirkungen dieser Reformen ist trotz der einschneidenden
Verdnderungen immer noch als widerspriichlich und fragmentarisch zu bezeichnen. So
kommen Christensen u. Laegreid (2005, S. 27) in einem Uberblick zu dem erniichternden
Ergebnis: ,, The official raison d’étre for autonomous agencies is that structural separation,
more managerial autonomy, and managerial accountability for results will improve per-
formance and efficiency. In practice, however, this has not been a general finding.*
Trotz reger Forschungstitigkeit zur agencification ist also immer noch unklar, ob
mit der Verselbststindigung von Verwaltungseinheiten tatsdchlich eine effiziente und
effektive Aufgabenwahrnehmung einhergeht (vgl. Verhoest et al. 2004, S. 102-103).
Begriindet wird dieser Zusammenhang tiblicherweise damit, dass das leitende Personal
in Agenturen iiber einen groferen Handlungsspielraum verfiigt und in geringerem Maf3e
den politischen Interventionen des politischen Prinzipals ausgesetzt ist. Dadurch — so
die Argumentation — kdnnten Verwaltungsentscheidungen getroffen werden, die weniger
an den Interessen parteipolitischer Akteure ausgerichtet sind, sondern in erster Linie auf
fachlichen Notwendigkeiten beruhen. Damit sich die mit der Verselbststindigung von
Verwaltungseinheiten verbundenen Hoffnungen erfiillen kdnnen, miissen die Praferenzen
des politischen Prinzipals tatséchlich eine geringere Rolle in der Entscheidungsfindung
des Fithrungspersonals autonomer Verwaltungseinheiten spielen.! Die wahrgenommene

1 Ein erweiterter Handlungsspielraum ist aus theoretischer Perspektive zwar keine hinreichende,
jedoch eine notwendige Bedingung fiir die hohere Performanz der Verwaltung; vgl. die Litera-
tur zum performance management (Jann u. Jantz 2008).
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Beschrinkung des Handlungsspielraums durch politische Belange wird im Folgenden
in Anlehnung an Erkenntnisse der Verwaltungsforschung als funktionale Politisierung
bezeichnet.

In diesem Beitrag wird unter Riickgriff auf Erklarungsansétze des Neo-Institutiona-
lismus und aktuelle Ergebnisse der Agenturforschung ein Modell entwickelt, das den
Einfluss von Autonomie (in organisatorischen wie inhaltlichen Fragen) sowie person-
licher Charakteristika des Fiihrungspersonals (wie das Rollenbild und Parteisympathie)
auf deren funktionale Politisierung untersucht. Fiir die empirisch-quantitative Uber-
priifung des Modells konnen neue Perzeptionsdaten herangezogen werden, die in einer
Studie zur politisch-administrativen Elite Deutschlands erhoben wurden (vgl. Schwanke
u. Ebinger 2006). Dabei wird in folgenden Schritten vorgegangen: Kapitel 2 stellt den
theoretischen Hintergrund und den aktuellen Forschungsstand zur Verselbststindigung
von Verwaltungseinheiten vor. Kapitel 3 entwickelt ein Erklarungsmodell fiir die Bezie-
hung zwischen der institutionellen Einbindung einer Verwaltungseinheit in das politi-
sche Machtzentrum und der von den Akteuren wahrgenommenen Handlungsfreiheit.
Datengrundlage, Methode und Operationalisierungen werden in Kapitel 4 erlautert. In
Kapitel 5 wird dieses Modell anhand von Perzeptionsdaten des politisch-administrativen
Fithrungspersonals empirisch getestet. Kapitel 6 fasst die fiir die Agenturforschung zent-
ralen Schlussfolgerungen zusammen.

2 Agenturen und die Griinde fiir ihre Bildung
2.1 Was macht eine Agentur aus?

Der Terminus Agency wurde im vergangenen Jahrzehnt stark strapaziert und stellt heute
lediglich einen Oberbegriff fiir sehr unterschiedliche organisatorische Arrangements dar.
Agenturen werden dabei wahlweise als ,,[...] non-departmental public bodies, hybrids,
quangos, fringe bodies, non-majority institutions, quasi-autonomous public organizations,
and distributed public governance* bezeichnet (Greve et al. 1999, S. 136; vgl. Schuppert
1981, S. 167; Flinders 2004, S. 883; Thatcher u. Stone Sweet 2002, S. 2). Inhalt und
Benennung des beschriebenen Gegenstands variieren allerdings betrichtlich zwischen
Staaten, Verwaltungskulturen sowie Rechts- und Politiksystemen (Smullen 2004, S. 185;
Christensen u. Leegreid 2005, S. 5-6). Der als Blaupause der agencification zu bezeich-
nende britische Next Steps Report bleibt explizit vage: ,,We use the term agency not in its
technical sense but to describe any executive unit that delivers a service for government*
(Ibbs Report 1988, §19). Haufig wird auf Pliatskys Definition des von ihm gepréigten
Begriffs Non-Departmental Public Bodies als ,,[...] body which has a role in the proces-
ses of national government, but is not a government department or part of one, and which
accordingly operates to a greater or lesser extent at arm’s length from ministers* zuriick-
gegriffen (Pliatsky 1980, nach Whitehall Programme 2000, S. 6). Diese noch sehr unpra-
zise Beschreibung wurde von Pollitt et al. zu der heute in der wissenschaftlichen Debatte
iiblichen Definition spezifiziert: Demnach sind Agenturen formell und strukturell vom
Mutterministerium getrennte Einheiten, die dauerhaft auf nationaler Ebene dffentliche
Aufgaben erfiillen. Sie sind mit Mitarbeitern des 6ffentlichen Dienstes besetzt, werden
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vorrangig aus dem Staatshaushalt finanziert und unterliegen zumindest teilweise 6ffentli-
chem Recht. Sie haben eine bedingte Autonomie von ihrem vorgesetzten Ministerium in
nach auflen gerichteten Sachentscheidungen sowie Belangen im Bereich Personal, Finan-
zen und Verwaltungsorganisation. Dabei sind sie jedoch nicht vollig unabhingig, da ihre
Tatigkeit weiterhin der Verantwortlichkeit der politischen Fiihrung unterliegt (Pollitt et al.
2001, S. 274-275; Talbot 2004a, S. 5). Folglich ist es eine hohere strukturelle und pro-
zessuale Unabhéngigkeit der Verwaltungseinheit, die die Unterschiede zur klassischen
Ministerialverwaltung begriindet.

Versuche der Definition, Operationalisierung und Messung dieser Unabhingigkeit
beschéftigten die Agenturforschung iiber die vergangenen Jahre. Die Unbestimmtheit
des Begriffs ldsst viel Raum fiir Interpretationen: Welche Verwaltungseinheit soll in der
wissenschaftlichen Betrachtung tiberhaupt zur Familie der Agenturen gezdhlt werden?
Geniigt es, im Zuge der agencification geschaffen worden zu sein? Konnen auch die
alteren selbststidndigen Verwaltungseinheiten subsumiert werden, oder miissen strenge
Kriterien der Autonomie (formal oder in der Praxis) erfiillt sein? Jann (1999), Dohler
(2001) und Talbot (2004a) definieren die Steuerung ,,auf Abstand* {iber die neuen Ins-
trumente der Ziel- und Leistungsvereinbarungen als Abgrenzungskriterium. Legt man
diesen Maflstab zugrunde, hitte es in Deutschland bis zur Modernisierungsoffensive der
Regierung Schroder keine agencies im engeren Sinne gegeben.? Christensen et al. (2008,
S. 17) verweisen dagegen, wie viele Autoren vor ihnen, auf die jahrhundertealte Tradi-
tion quasi-autonomer Agenturen in zahlreichen Léndern. Kickert u. Beck (1995, S. 579)
erinnern daran, dass der agency boom im Vorreiterland GroBbritannien vor allem eine
Umbenennung bestehender non-ministerial departments gewesen sei. SchlieBlich zeigen
Fallstudien auch, dass trotz formaler Autonomisierung oft weiterhin subtil oder offen
hierarchisch gesteuert wird (vgl. Christensen u. Laegreid 2004; Kickert u. Beck 1995, S.
579). Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Unterschiede in Aufgaben, formalen
Rechten und Steuerungspraxis zu erheblicher Varianz der grundlegenden Charakteristika
von Agenturen sowohl im Léndervergleich als auch innerhalb eines Landes fiithren (vgl.
Bollhoff 2003, S. 11; Pollitt et al. 2004, S. 114; Ddhler 2007a, S. 41). Wie zu zeigen sein
wird, kommt es bei dem hier entwickelten Untersuchungsmodell nicht auf die Auswahl
von moglichst idealtypischen Agenturen an. Der angenommene Zusammenhang zwi-
schen formaler (Un-)Abhingigkeit und funktionaler Politisierung miisste in allen Ver-
waltungseinheiten nachweisbar sein, die iiber discretion, d.h. Entscheidungsspielraum
in ihrer Aufgabenwahrnehmung, verfiigen. Die deutsche Bundesverwaltung bietet sich
dabei in besonderem Maf3e als Untersuchungsgegenstand an. Neben ihrer groSen Spanne
an Organisations- und Steuerungsformen, die eine Differenzierung in Subgruppen mit
unterschiedlichen Autonomiegraden erlaubt, schiitzt die groftenteils lange Geschichte
der verselbststindigten Verwaltungseinheiten in gewissem Maf3e vor Verzerrungen durch
jiingere Transformationseffekte.

2 Durch die Modernisierungsbemiihungen der Regierung Schroder hatten im Mérz 2005 203 von
429 nachgeordneten Bundesbehorden Zielvereinbarungen iiber zeitliche, wirtschaftliche und
qualitative Ziele abgeschlossen (BT-Drs. 15/5111: 6; vgl. Déhler 2007b, S. 13, FN 2).
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2.2 Warum Agenturen?

Politiker und Politikberater liefern oft keinerlei Begriindung fiir die Verlagerung von Auf-
gaben in selbststindige Verwaltungseinheiten (vgl. van Thiel 2001, S. 7-12). Symbo-
lischer Aktionismus gehort zwar untrennbar zu Regierungshandeln. Dennoch erscheint
es nicht vermessen, der Politik Uiber den 6ffentlichkeitswirksamen Nachweis der Hand-
lungsfahigkeit hinausgehende Erwartungen bei der Agenturbildung zu unterstellen. Die
wissenschaftliche Auseinandersetzung greift im Wesentlichen auf zwei theoretische
Argumentationsketten bei der Erkldrung von Agenturbildungen zurtick.

Eine erste Begriindung unterstellt, dass Regierungen Verwaltungseinheiten aus politi-
schen Motiven verselbststindigen. So wird mit der Agenturbildung gemeinhin ein grofe-
rer Abstand der verantwortlichen Politiker zum administrativen Tagesgeschéft verbunden.
Dies schaffe Distanz zu unpopuldren Mafinahmen® und erhéhe durch Betonung der Fach-
lichkeit die Glaubwiirdigkeit von Behorden (vgl. Majone 1996, S. 68—74; Kelemen 2002,
S. 94). SchlieBlich boten Agenturen eine hohere Kontinuitit der Aufgabenwahrnehmung
(Majone 1997, S. 153; Everson et al. 2001, S. 34).

Eine zweite Argumentation stellt die 6konomische Rationalitit in den Vordergrund.
Die grundlegende Pramisse lautet hier, dass eine groBere Unabhéngigkeit der modernen
Agenturen der maf3igebliche Faktor fiir jedwede Performanzverbesserung sei (vgl. Chris-
tensen 1999, S. 8-9; vgl. Pollitt et al. 2004, S. 19). Zum einen wird argumentiert, dass den
Entscheidungstrigern in Agenturen durch den schwécheren Einfluss der Politik auf das
operative Geschéft mehr Raum fiir fachlich orientierte Policies zur Verfiigung steht. Statt
starre biirokratische Routinen zu erfiillen, wiirde ein auf die Zielvorgaben zugeschnitte-
nes und an den Arbeitsweisen des freien Marktes orientiertes Management ermoglicht
(Thatcher u. Stone Sweet 2002, S. 18—19; vgl. Majone 1997, S. 17-18; Kettl 1997). Zum
anderen flihre die Outputorientierung zu einer héheren Prozess- und Ergebnisverantwor-
tung der Agenturspitze. Das gro3ere Mal3 an Freiheit ginge also mit dem Druck zur Ziel-
erreichung einher, was positive Effekte auf die Aufgabenwahrnehmung habe (vgl. Déhler
2005, S. 11; Majone 1997, S. 17-18; Thatcher u. Stone Sweet 2002, S. 18-19; Talbot
2004b, S. 106; Dohler 2007b, S. 28).

2.3 Stand der Forschung

Die Steuerung von Agenturen wurde aus dem Blickwinkel des Principal-agent-Theorems
(Jensen u. Meckling 1976) intensiv erforscht. Wegweisende Arbeiten wie die von McCub-
bins et al. (1987, 1989), Macey (1992), Epstein u. O’Halloran (1994) und Spence (1999)
legten die Grundlage fiir die erneute Auseinandersetzung mit Agenturen im Kontext der
NPM-Reformen (vgl. stellvertretend fiir viele Christensen u. Laegreid 2006; Bouckaert u.
Peters 2004, S. 23-27; van Thiel 2001; Bollhoff 2003; Verschuere 2006).

Zahlreiche vergleichende Studien befassen sich mit den Performanzeffekten von Auto-
nomisierungen (vgl. Verhoest et al. 2004, S. 102—-103), allerdings mit duBerst uneinheit-

3 Ein mittlerweile klassisches Beispiel fiir diesen Effekt ist die bei ihrer Griindung nicht abseh-
bare, sich jedoch sehr schnell als politisch hochst funktional erweisende Rolle der Treuhand-
anstalt im Prozess der deutschen Wiedervereinigung (vgl. Seibel 2005).
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lichen empirischen Befunden (vgl. Gormley u. Balla 2004, S. 17, 19; Verhoest et al. 2004;
Talbot 2004b; Pollitt et al. 2004). Die Ursache fiir die oft widerspriichlichen Ergebnisse
liegt in der sehr unterschiedlichen Spezifizierung des Autonomie-Konzepts und im Man-
gel an vergleichbaren Outputdaten begriindet. Die Untersuchungen scheinen hiufig mehr
von der Verfiigbarkeit der Daten als von konzeptionellen Uberlegungen geleitet zu sein
(vgl. Christensen u. Lagreid 2001a, S. 30; 2001b, S. 74; Bouckaert u. Peters 2004, S.
23-27; Verhoest et al. 2004, S. 102—103).* Erst in jiingerer Zeit gelang Verhoest, Peters,
Bouckaert und Verschuere eine umfassende Definition des Autonomie-Konzepts mit den
Dimensionen management autonomy, policy autonomy, structural autonomy, financial
autonomy, legal autonomy und interventional autonomy, die weite Verbreitung fand
(Verhoest et al. 2004, S. 106—-109). Zusammenfassend muss konstatiert werden, dass die
Uberpriifung des autonomiebedingten Performanzvorteils von Agenturldsungen bisher
kaum {tiber Fall- oder Small-n-Studien hinausgeht und die empirischen Befunde inkon-
sistent sind (vgl. van Thiel 2001, S. 12; Oliveira et al. 2005, S. 4; Christensen u. Lagreid
2005, S. 27).

Eine Strategie, sich trotz der genannten Schwierigkeiten dem Phinomen der Agentur-
bildung zu nihern, ist die Entwicklung weniger weitreichender Modelle. Diese verzichten
auf die unmittelbare Leistungsmessung und greifen stattdessen auf Perzeptionsdaten des
Leitungspersonals zuriick. Es wird argumentiert, dass mit der empirischen Uberpriifung
der handlungstheoretischen Annahmen verlésslichere Aussagen dariiber getroffen wer-
den konnen, ob die Verselbststindigung von Verwaltungseinheiten die an sie gerichteten
Erwartungen erfiillen kdnnen, als dies mit Outputdaten moglich wére. So untersuchen
Verschuere et al. (2006) die Wirkung von Kontrollinstrumenten auf die Wahrnehmung
der Verantwortlichkeit (accountabilty) durch administratives Fiihrungspersonal. Roness
et al. (2008) untersuchen am Beispiel von Irland, Norwegen und Flandern, ob politische
Prinzipale formale Autonomiezugestdndnisse an nachgeordnete Behdrden durch intensi-
veres politisches Controlling und Sanktionierungen kompensieren, und Yesilkagit u. van
Thiel (2008) gehen in einer Large-n-Studie dem Zusammenhang zwischen formaler und
De-facto-Autonomie sowie den Auswirkungen &duleren Drucks auf die wahrgenommene
Einflussnahme nach. Eine dhnliche Anndherung an Agentureffekte will auch dieser Bei-
trag leisten.

3 Erklirungsmodell und Hypothesen

3.1 Funktionale Politisierung

Dieser Beitrag greift auf die funktionale Politisierung als abhéngige Variable zuriick, um
die Wirkung institutioneller Verselbststindigungen zu untersuchen. Es wird argumentiert,

dass dieses in der Core-executive-Forschung eingefiihrte Konzept eine sinnvolle Ergén-
zung zur Analyse von nur fallweise verfiigbaren Outputdaten darstellt. Im Folgenden wird

4 Abhilfe versprechen die Bemiithungen des internationalen COBRA-Netzwerks zur Generierung
landeriibergreifend vergleichbarer Daten iiber verselbststdndigte Verwaltungseinheiten (vgl.
http://www.publicmanagement-cobra.org/pub/index.htm).
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der Begriff der funktionalen Politisierung erlautert. Darauf aufbauend werden Faktoren
diskutiert, denen auf theoretischer Ebene ein Einfluss auf die funktionale Politisierung
zugesprochen wird.

Handlungen von administrativen Fithrungskréften werden durch die Antizipation der
an sie gerichteten Erwartungen beeinflusst. Steinkemper (1974, S. 95-97; vgl. Putnam
1976, S. 213) beobachtete schon in den frithen 1970er Jahren, dass Fithrungskréfte in
Ministerialverwaltungen mit der Ubertragung konkreter politischer Funktionen ein ver-
tieftes ,, Versténdnis fiir die Erfordernisse der Politik und Eigenarten des politischen Wil-
lensbildungsprozesses* entwickeln. Derlien und Mayntz (Derlien 1986, S. 123; Mayntz
u. Derlien 1989, S. 393-394) stellten fest, dass Top-Biirokraten auch ohne Parteibin-
dung noch als ,,politische Biirokraten bezeichnet werden kdnnen und prégten dafiir den
Begriff der funktionalen Politisierung. Eingebunden in den politischen Entscheidungs-
prozess und sensibel gegeniiber machtpolitischen Aspekten versuchen diese Akteure, die
Priferenzen der politischen Fiithrung zu antizipieren: ,,It [functional politicization; d. A.]
implies a greater sensitivity of civil servants for considerations of political feasibility,
and institutes a kind of political self-control of top bureaucrats through their anticipation
of the reactions of the cabinet and of parliament to their policy proposals and legislative
drafts* (Mayntz u. Derlien 1989, S. 402).

Handlungen von administrativen Fiihrungskriften sind also in erheblichem Maf3e von
ihrer Antizipation der an sie gerichteten politischen Erwartungen geleitet. Genau hier
liegt der Ankniipfungspunkt zur Agenturbildung: Wir argumentieren, dass die Verselbst-
stindigung von Verwaltungseinheiten — will sie die postulierten Ziele erreichen — die
funktionale Politisierung des Leitungspersonals reduzieren und damit dessen Handlungs-
spielraum erweitern muss. Werden die theoretischen Pramissen der Agenturbildung kon-
sequent zu Ende gedacht, ldsst sich eine professionelle und an betriebswirtschaftlichen
Vorbildern orientierte, eigenverantwortliche Aufgabenwahrnehmung nur erreichen, wenn
die Verwaltungseinheiten jenseits politischer Prarogativen operativ gefiihrt werden kon-
nen. Wie tragfihig dieses Modell ist und welche Faktoren zur Erreichung dieses Ziels
beitragen, lésst sich mit der Erfassung entsprechender Perzeptionsdaten zur funktionalen
Politisierung in einem kausalanalytischen Modell testen.’

3.2 Autonomie und funktionale Politisierung

Agenturen und traditionelle Verwaltungseinheiten sind durch unterschiedliche insti-
tutionelle Arrangements gekennzeichnet. Im Rahmen einer neo-institutionalistischen
Argumentation geht die Agenturforschung davon aus, dass institutionelle Arrangements
die in ihnen titigen Akteure beeinflussen (March u. Olsen 1984). Ein Minimalkonsens
herrscht dartiber, dass Institutionen als ,,rules of the game* (North 1990, S. 3; Mayntz u.
Scharpf 1995) wirken. Sie strukturieren den Handlungsspielraum der Akteure, indem sie
bestimmte Handlungsalternativen ermoglichen, andere ausschlieSen und so die Entschei-

5 Es wird eine Engfiithrung der funktionalen Politisierung auf die damit verbundenen Zwénge ent-
sprechend der Konzeptdefinition vorgenommen. Etwaige, vom Akteur nicht als Beschrdnkung
wahrgenommene Handlungsgrenzen, die sich bspw. in unterbewussten oder habitualisierten
Verhaltensweisen niederschlagen kénnten, werden explizit nicht erfasst.
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dungen der Akteure beeinflussen (vgl. Scharpf 2006; Ostrom 1995; Tsebelis 1995; Voigt
2002). Uneinigkeit herrscht jedoch tiber die Wirkungsweise von Institutionen. Vereinfacht
dargestellt kann zwischen sozialisationsorientierten und anreizorientierten Erkldrungs-
mechanismen unterschieden werden.® Sozialisationsorientierte Ansétze argumentieren,
dass Akteure durch Institutionen bestimmte Einstellungs- und Verhaltensmuster erlernen.
Diese Muster beeinflussen situationsiibergreifend die Wahrnehmung und damit das Ver-
halten der Akteure (March u. Olsen 1984). Anreizorientierte Erklarungen argumentieren
hingegen, dass das institutionelle Arrangement verschiedene Handlungsbeschrankungen
und Handlungsmoglichkeiten bereithélt, die sich auf die Anreizstruktur fiir die Akteure
und damit auf deren Verhalten auswirken (Ostrom 1995; Voigt 2002).

3.2.1 Anreizorientierte Erkldrungsansdtze

Verwaltungseinheiten werden von politischen Akteuren meist mit dem Ziel verselbststén-
digt, den Handlungsspielraum des Leitungspersonals durch die Begrenzung politischer
Interventionen in laufende Geschifte und Organisationsfragen zu erweitern. Durch die
eingeschriankten Mdoglichkeiten des politischen Prinzipals zur Ex-ante-Intervention ist
der ,,Schatten der Hierarchie® nur schwach ausgeprigt (Mayntz u. Scharpf 1995; Bogu-
mil u. Schmid 2001, S. 112). Mit stirkeren Autonomierechten und einem groferen Ent-
scheidungsspielraum wéchst die Chance, dass eine Handlungsalternative gewéhlt werden
kann, die eher an fachlichen Gesichtspunkten und weniger an politischen Aspekten aus-
gerichtet ist. Generell l4sst sich die folgende Hypothese formulieren: Je gréfler die Auto-
nomierechte einer Verwaltungseinheit, desto geringer ist die funktionale Politisierung
ihrer Fiihrungskrdfte.

Dabei konnen mehrere Dimensionen des Autonomie-Konzepts unterschieden wer-
den (vgl. Verhoest et al. 2004; Verschuere 2006).” Unter der Bezeichnung Management-
Autonomie werden die Verfiigungsrechte liber Inputfaktoren wie Budget, Personal sowie
strukturelle Rahmenbedingungen zusammengefasst (choice and use of inputs). Als Policy-
Autonomie wird der inhaltliche Gestaltungsspielraum im Sinne der Freiheit von politischen
Interventionen bezeichnet (choice of policy instruments) (vgl. Roness et al. 2008, S. 160—
161). Wissen sich Fiihrungskréfte in organisatorischen und inhaltlichen Fragen kaum durch
hierarchische Eingriffe eingeschrénkt, werden politische Implikationen in ihrer Entschei-
dungsfindung eine geringe Rolle spielen. Damit l4sst sich folgende Hypothese formulieren:

6 Ublich sind auch die Begriffe soziologischer und Rational-Choice-Institutionalismus (Hall u.
Taylor 1996).

7 Die von Verhoest et al. (2004) weiterhin genannte structural und legal autonomy werden auf-
grund der Besonderheiten der bundesdeutschen Verwaltung nicht beriicksichtigt: Structural
autonomy soll den formalen Schutz von Verwaltungseinheiten vor politischer Einflussnahme
durch strukturelle Charakteristika erfassen. Aufgrund der in Deutschland iiblicherweise gelten-
den Rechts- und Fachaufsicht wire iiber die Verwaltungseinheiten hinweg keine Varianz vor-
handen. Legal autonomy erfasst die aus der Rechtsform einer Verwaltungseinheit erwachsende
Stabilitdt. Da die Wahl der Rechtsformen in der bundesdeutschen Verwaltung von einem hohen
Maf an Willkiir gekennzeichnet und mit keinen besonderen Autonomierechten verbunden ist
(vgl. Déhler 2007b, S. 27-28), kann diese Dimension ebenfalls keinen Beitrag zur Erkldrung
der abhéngigen Variable leisten.
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Je grofer die Management-Autonomie und die Policy-Autonomie des politisch-adminis-
trativen Fiihrungspersonals, desto geringer dessen funktionale Politisierung.

Dariiber hinaus soll in Anlehnung an Elder u. Page (1998), Gormley u. Balla (2004)
und Doéhler (2007a) die politische Salienz des Verantwortungsbereichs berticksichtigt
werden. Als politisch salient werden Sachverhalte bezeichnet, die stark im Fokus der
Offentlichkeit stehen und deren Entwicklung Einfluss auf die Wahlchancen von Politi-
kern und Parteien ausiiben kann. Das Interesse von Politik und Offentlichkeit an ein-
zelnen Organisationseinheiten ist je nach politischer Relevanz des Sachverhalts sehr
unterschiedlich ausgeprigt. Ist das Fiihrungspersonal fiir einen politisch bedeutsamen
und Sffentlich sichtbaren Bereich verantwortlich, werden die Akteure sehr stark politi-
sche Implikationen moglicher Entscheidungen antizipieren. Hingegen diirfte Fithrungs-
personal, dessen Titigkeitsbereich nicht im Fokus der Offentlichkeit steht, politischen
Aspekten eine geringere Bedeutung beimessen. Es kann folgende Hypothese formuliert
werden: Je grofer die politische Salienz eines Verantwortungsbereichs, desto stdirker sind
die damit betrauten Akteure funktional politisiert.

3.2.2 Soziologische Erklirungsansdtze

Es ist anzunehmen, dass die funktionale Politisierung des Leitungspersonals neben den
soeben diskutierten Anreizen auch von individuellen Einstellungsmustern, insbesondere
ihrer Parteiensympathie und ihrem Rollenbild beeinflusst wird. Die Parteisympathie
bezeichnet dabei die affektive Bindung einzelner Akteure an politische Parteien. Dieser
Zugang erlaubt eine trennschirfere Bewertung der Beziehung zu einer Partei als eine
Parteimitgliedschaft, da sie auch Neigungen von Akteuren erfasst, die aus individuel-
len strategischen Uberlegungen keine Mitgliedschaft eingegangen sind oder Fiihrungs-
positionen ausiiben, die aus politischen Erwédgungen an ,,neutrale* Parteilose vergeben
werden. Akteure, die dem politischen Prinzipal eine hohe Sympathie entgegenbringen,
werden dessen Belange verstirkt in ihren fachlichen Entscheidungen beriicksichtigen
(vgl. Beyme 1993, S. 72-73). Steht ein leitender Beamter hingegen den Oppositionspar-
teien nahe, werden eher fachliche Aspekte betont. Es kann die folgende Hypothese for-
muliert werden: Je schwdcher die Sympathie zur Regierungspartei des einzelnen Akteurs,
desto geringer ist er funktional politisiert.

Zudem wird das individuelle Rollenbild® einen Einfluss auf die funktionale Politisie-
rung des Leitungspersonals von Verwaltungseinheiten ausiiben. So wurden in Grof3bri-
tannien oder Skandinavien, die zu den Vorreitern bei der Umsetzung des NPM gehoren,
Agenturen insbesondere deshalb gegriindet, um die als nicht steuerbar wahrgenommenen
Ministerialverwaltungen besser kontrollieren zu kénnen (vgl. Hood 1990). In Deutsch-
land waren solche Tendenzen durch das starke Loyalitdtsempfinden des klassischen
Beamtentypus nahezu unbekannt. Dieser Typus ist noch weit verbreitetet und verfiigt im
Hinblick auf Regeln und Verhaltensstandards iiber ein starkes Bewusstsein hierarchischer
Einbindung und iiber eine Binnenorientierung (vgl. Déhler 2005, S. 227). Durch die Ver-
selbststindigung von Verwaltungseinheiten und die externe Rekrutierung von Fithrungs-

8 Vgl. einfiihrend zu Verwaltungskultur und Rollenbildern Fisch (2002, S. 463—464), Yesilkagit
(2004, S. 532), Adler (1993, S. 30-31), Gilardi u. Braun (2002, S. 157).
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personal konnten sich diese Verhaltensstandards verdndert haben.’ Generell kann erwartet
werden, dass Akteure mit einem klassischen Rollenbild, welches die Loyalitit gegeniiber
dem politischen Prinzipal betont, politische Aspekte starker antizipieren und in ihre Ent-
scheidungen einflieBen lassen. Es kann die folgende Hypothese formuliert werden: Je
geringer die Loyalitdt eines Akteurs gegeniiber dem politischen Prinzipal ausgeprdgt ist,
desto geringer ist er funktional politisiert.

3.3 Interaktionseffekte: Entfernung vom politischen Zentrum und Wirkung der
Erklarungsfaktoren

Neben der unmittelbaren Wirkung von Management- und Policy-Autonomie, politischer
Salienz, Parteiensympathie und Rollenbild auf die funktionale Politisierung konnte der
Einfluss dieser Erkldrungsfaktoren zwischen den einzelnen Verwaltungseinheiten in
Abhingigkeit von deren Ndhe zum politischen Zentrum variieren (vgl. Verschuere et al.
2006, S. 279-280). So ist beispielsweise anzunehmen, dass der Einfluss der politischen
Salienz auf die funktionale Politisierung in autonomen Verwaltungseinheiten geringer aus-
fallt als in Verwaltungseinheiten, die dem politischen Entscheidungszentrum nahestehen,
wie beispielsweise die Ministerien (vgl. Mayntz 1997/1978, S. 181-184). Der politische
Prinzipal ist in seinem Umfeld und bei politisch sehr relevanten Verantwortungsbereichen
stark darauf angewiesen, dass das Fiihrungspersonal politische Implikationen antizipiert
und beriicksichtigt. In politisch unwichtigeren Einheiten diirfte hingegen Interesse und
Durchsetzungsfahigkeit des politischen Prinzipals in dieser Hinsicht abnehmen. Daraus
kann abgeleitet werden, dass Akteure in Agenturen eher die Mdglichkeit haben konnten,
sich von inhaltlichen Aspekten leiten zu lassen. Auch fiir Management- und Policy-Auto-
nomie ist ein schwicherer Effekt in Verwaltungseinheiten mit insgesamt hohem Niveau an
Selbststindigkeit zu erwarten, da ein abnehmender Grenznutzeneffekt auftreten konnte.
Ein Mehr an Autonomie wird die funktionale Politisierung von Akteuren, die ohnehin
iiber einen hohen Grad an organisatorischer und inhaltlicher Autonomie verfiigen, in
geringerem Maf3e beeinflussen als jene von Akteuren, die sich sehr nah am politischen
Entscheidungszentrum bewegen. Das Rollenbild diirfte hingegen in autonomen Verwal-
tungseinheiten eine stiarkere Wirkung entfalten als in traditionellen Verwaltungseinheiten,
da in Letzteren eine ausgeprégte Responsivitit in viel stirkerem Malle vorausgesetzt wird.
Auch der Einfluss der Parteiensympathie sollte in hoch politisierten Kontexten weniger
entscheidend fiir das AusmaB funktionaler Politisierung sein als in Kontexten, in denen
politische Aspekte eine geringere Rolle spielen. Insgesamt konnen zu den genannten
Interaktionseffekten folgende Hypothesen formuliert werden: Der Einfluss von Manage-
ment-Autonomie, Policy-Autonomie und politischer Salienz auf die funktionale Politi-
sierung der politisch-administrativen Elite nimmt mit der Entfernung vom politischen

9 Zeichen fiir die immer noch vergleichsweise moderaten Verdnderungen in der Bundesverwaltung
sind die neueren Agenturgriindungen, insbesondere mit Aufsichts- und Regulierungsaufgaben
(beispielsweise die Bundesnetzagentur [frither RegTP] oder das Bundesinstitut fiir Arzneimittel
und Medizinprodukte), die verstirkte Einstellung von Quereinsteigern aus der Wirtschaft, der
héufige Abschluss von Zielvereinbarungen zwischen Ministerien und nachgeordneten Behor-
den und der (gescheiterte) Ansatz, Fiihrungspositionen an Beamte auf Zeit zu vergeben.
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Entscheidungszentrum ab. Gleichzeitig ist die Bedeutung der Parteiensympathie und des
Rollenbilds fiir die funktionale Politisierung in autonomen Verwaltungseinheiten grofier
als in dem politischen Entscheidungszentrum nahestehenden Einrichtungen.

4 Daten, Methode und Operationalisierungen

Als Datengrundlage fiir die multivariaten Regressionsanalysen wird auf die von Schwanke
und Ebinger im Jahr 2005 durchgefiihrte Replikation der Comparative Elite Study (CES)
fiir die politisch-administrative Elite Deutschlands zuriickgegriffen (vgl. Schwanke u.
Ebinger 2006). Aberbach, Putnam und Rockman realisierten diese wegweisende Befra-
gung erstmals in den 1970er Jahren in international vergleichender Perspektive. Mayntz
und Derlien replizierten sie 1988 fiir die Bundesrepublik (vgl. Aberbach et al. 1981; Put-
nam 1976; Mayntz u. Derlien 1989). Die hier zugrunde liegende dritte Befragungswelle'®
wurde inhaltlich und hinsichtlich der befragten Zielgruppe betréchtlich erweitert. Neben
den Bundesministerien wurden auch jene Bundesoberbehdrden!! in die Analyse einbe-
zogen, deren Aufgabenbereich zumindest potenziell einen politisch relevanten Entschei-
dungsspielraum aufweist (vgl. Dohler 2002, S. 114).!2

Die deutschen Bundesoberbehorden entsprechen der Agentur-Definition von Pollitt
et al. (2001, S. 274-275). Da die Gruppe der Bundesoberbehorden trotz formal identi-
scher hierarchischer Einbindung unterschiedlichen Steuerungsmodi und Beschrankungen
in organisatorischen und fachlichen Entscheidungen unterworfen ist (vgl. Déhler 2001, S.
71),"* werden zur detaillierten Analyse sowohl die hier als Bundesoberbehérden bezeich-
nete Gesamtgruppe als auch die beiden Teilgruppen ,,gewdhnliche* Bundesoberbehdrden
(im Folgenden abhdngige Bundesoberbehorden) und als verhdltnismaBig unabhingig
geltende Agenturen (im Folgenden unabhiingige Bundesoberbehdrden) betrachtet.'*

10 Die Erhebung wurde im Rahmen einer internetbasierten Befragung mit der Erhebungsplatt-
form UNIPARK durchgefiihrt. Fiir Details zur Erhebung, Pretest-Verfahren und Validierung der
Items siehe Schwanke und Ebinger (2006).

11 Zusitzlich zu den Bundesoberbehdrden wurden auch solche Behorden der mittelbaren Bundes-
verwaltung und privatrechtlich organisierte Einheiten einbezogen, die trotz ihrer Rechtsform
der Fachaufsicht eines Ministeriums unterliegen und somit eine paradoxe Hybridform einneh-
men. Beispiele hierfiir sind die Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben, die Bundesanstalt fiir
Finanzdienstleistungsaufsicht und die Bundesrepublik Deutschland — Finanzagentur GmbH
(vgl. Dohler 2005, S. 11).

12 Der Riickgriff auf Perzeptionsdaten birgt methodische Risiken (vgl. Yesilkagit u. van Thiel
2008, S. 142). Insbesondere muss beriicksichtigt werden, dass die Mafistéibe bei der Beantwor-
tung einzelner Items zwischen Angehorigen unterschiedlicher Akteursgruppen variieren konn-
ten.

13 Vgl. auch Déhler u. Jann (2002, S. 107): ,,[...] there has been for some time some suspicion that
certain agencies are run largely on ,, auto-pilot “, hardly controlled or influenced by their parent
ministry [...].*

14 Siehe Anhang. Diese Aufteilung beruht auf Experteneinschitzungen und beriicksichtigt den
besonderen rechtlichen Status sowie informell zugestandene Freiheiten in Form von ,,Gewohn-
heitsrechten einzelner Verwaltungseinheiten wie bspw. hinsichtlich Weisungsfreiheit, Beneh-
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Befragt wurden die Leiter(innen) und stellvertretenden Leiter(innen) von 51 Bundes-
oberbehorden. Als Vergleichsgruppe wurden in die vorliegende Untersuchung auch die
Abteilungs- und Unterabteilungsleiter(innen) aller Bundesministerien® in die Untersu-
chung einbezogen. Diese kommen dem Fiihrungspersonal von Bundesoberbehdrden im
Hinblick auf Funktion, Verantwortungsbereich und Status am néchsten.!® Es wurde Riick-
lauf aus allen Ministerien sowie aus 40 der 51 Behorden verzeichnet. Insgesamt antworte-
ten 63 Abteilungsleiter(innen), 51 Unterabteilungsleiter(innen) und 50 Leiter(innen) bzw.
stellvertretende Leiter(innen) von Bundesoberbehorden, sodass 164 Fragebogen ausge-
wertet wurden.!”

Die im Erklédrungsmodell enthaltenen Variablen wurden wie folgt operationalisiert (eine
detaillierte Ubersicht der verwendeten Items fiir alle Variablen, deren genaue Formulie-
rung und Skalenbreite sowie Details zur Indexkonstruktion befindet sich im Anhang):

e Die abhingige Variable funktionale Politisierung wurde mittels dreier Items gemes-
sen. Das Fiihrungspersonal wurde danach gefragt, ob es seine Entscheidungen an die
aktuelle politische Linie anpasst, politische Implikationen eine hohe Wertigkeit bei
der Entscheidungsfindung haben und wie abhéngig der eigene Verantwortungsbereich
von der politischen Fithrung wahrgenommen wird.

e Der Grad der Selbstbestimmung bei der Auswahl von Personal und der Verwendung
von Ressourcen sowie die Moglichkeit zur Einflussnahme auf die Geschéftsordnung
indiziert die technische und organisatorische Unabhingigkeit der Befragten in ihrer
Fithrung der Verwaltungseinheit und damit deren Management-Autonomie.

e Die Anzahl der formellen und informellen Weisungen und Vorgaben der politischen
Fithrung gibt die Policy-Autonomie der Befragten wieder.

e Um zu erfassen, inwieweit das Rollenbild der Akteure dem klassischen Rollenbild
eines Beamten entspricht, sollten die Befragten Auskunft dariiber geben, ob sie nach
einem Regierungswechsel die demokratisch legitimierte Politik der neuen Regierung
in allen Bereichen loyal akzeptieren oder ob sie abweichende Positionen fiir legitim
halten.

e Die Parteiensympathie wurde mit dem géngigen Sympathieskalometer erfasst.

e Auflerdem wurde die politische Salienz der Verantwortungsbereiche durch Selbstein-
schitzung der Befragten erhoben.

Da einige theoretische Konstrukte mit mehreren Items gemessen wurden, die jeweils zu
einem Index zusammengefasst werden sollen, muss deren Eignung zur Indexkonstruk-

mensfreiheit in Kernfragen und offentlichen Stellungnahmen, weitestgehend unparteiische
Besetzung der Fiithrungsposten etc.

15 Mit Ausnahme des Bundesministeriums der Verteidigung.
16 Siehe im Anhang die Institutionen, aus denen Mitarbeiter(innen) befragt wurden.

17 Der verwertbare Riicklauf liegt sowohl bei den Abteilungsleiter(inne)n von Bundesministerien
als auch den Leiter(innen) von Bundesoberbehdrden bei 63%. Damit konnte eine Riicklauf-
quote knapp iiber der Interviewanzahl der Vorgéngerbefragung von Mayntz u. Derlien (1989)
erreicht werden. In die Auswertung wurden nur diejenigen Fragebdgen aufgenommen, die Ant-
worten auf alle in die Analyse einflieBenden Items aufwiesen. Der verwertbare Riicklauf ist
daher niedriger als in der Randauszéhlung von Schwanke u. Ebinger (2006) berichtet.
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Tab. 1: Verteilung der Variablen nach Gruppenzugehorigkeit

Unabh.
Bundesoberbe- Abh. Bundes-  Bundesober-

Ministerien ~ horden oberbehdrden  behdrden Sample
Funktionale 3,71 2,64 2,81 2,27 3,39
Politisierung 0,67) (0,92) (0,96) (0,72) (0,90)
Management- 3,26 4,04 4,11 3,89 3,49
Autonomie (0,81) (0,70) (0,54) (0,97) (0,86)
Policy- 5,79 7,71 791 7,28 6,38
Autonomie (2,36) (2,20) (1,86) (2,82) (2,47)
Sympathie fiir 3,91 5,02 5,10 4,84 4,25
Regierungsparteien (2,20) (2,79) (2,78) (2,89) (2,44)
Sympathie fiir 6,19 4,69 4,38 5,33 5,73
Oppositionsparteien  (2,66) (2,72) (2,66) (2,81) (2,76)
Rollenbild 2,82 2,58 2,74 2,25 2,75

(1,42) (1,40) (1,40) (1,39) (1,42)
Politische Salienz 3,73 3,42 3,26 3,75 3,63

(1,10) (1,05) (1,05) (1,00) (1,09)
N 114 50 31 19 164

Quelle: Politisch-Administrative Elite 2005

Anmerkung: arithmetisches Mittel und Standardabweichungen in Klammern

tion tiberpriift werden. Die Faktorenanalyse indiziert, dass den Items eines theoretischen
Konstrukts auch auf empirischer Ebene nur ein Faktor zugrunde liegt.'® AuBerdem weisen
die Alphawerte auf ausreichende interne Konsistenz der Items hin. Die Werte der Mittle-
ren Inter-Item-Korrelation (MIC) und des Trennschdrfekoeffizienten liegen insgesamt auf
hohem Niveau. Die Items sind neben deren theoretischer Angemessenheit auch empirisch
sehr gut fiir eine Indexkonstruktion geeignet."

5 Empirische Befunde

5.1 Deskriptive Ergebnisse: Das politisch-administrative Fithrungspersonal im
Vergleich

Tabelle 1 stellt die durchschnittliche Ausprigung der abhidngigen und unabhidngigen
Variablen sowie deren Standardabweichung dar.

18 Es wurde jeweils eine Hauptkomponentenanalyse mit der Rotationsmethode Varimax durch-
geflihrt.

19 Detailliert sehen die Ergebnisse folgendermaflen aus (fiir alle durchgefiihrten Verfahren gilt N
= 164): funktionale Politisierung (drei Items, erklérte Varianz = 64,63%, Eigenwert = 1,94, o =
0,73, MIC = 0,47), Management-Autonomie (finf Items, erklarte Varianz = 61,63%, Eigenwert
= 3,08, a = 0,84, MIC = 0,52), Policy-Autonomie (o.= 0,68, MIC = 0,52), Sympathie fiir Regie-
rungsparteien (o= 0,75, MIC = 0,60).



82 F. Ebinger und C. Schmitt

Darin werden die grundlegenden Erwartungen an Agenturbildungen bestétigt: Die
Beriicksichtigung politischer Implikationen im Sinne einer funktionalen Politisierung
nimmt mit zunehmender Entfernung zum politischen Zentrum ab. Ministeriumsange-
horige sind erwartungsgemill mit einem Mittelwert von 3,71 am stérksten funktional
politisiert. Mitarbeiter(innen) der Bundesoberbehdrden weisen dagegen einen deutlich
niedrigeren Wert von 2,64 auf. Aulerdem sind die Befragten aus unabhdngigen Bundes-
oberbehorden mit einem Wert von 2,27 durchschnittlich geringfiligig weniger funktional
politisiert als leitende Mitarbeiter(innen) aus den abhdngigen Bundesbehorden.

Die Ausprigungen der unabhiingigen Variablen bergen hingegen manche Uberra-
schung: Entsprechend den theoretischen Erwartungen berichtet das Fithrungspersonal der
Bundesoberbehorden von einer hdheren Management-Autonomie als die Abteilungs- und
Unterabteilungsleiter(innen) der Ministerien. Uberraschenderweise offenbart eine genau-
ere Betrachtung der Bundesoberbehdrden jedoch, dass die durchschnittliche Autonomie
in den abhdngigen Bundesoberbehorden geringfiigig hoher als in den unabhdngigen Bun-
desoberbehdrden eingeschitzt wird. Diese kontraintuitive Bewertung zieht sich durch
alle Items der Variable Management-Autonomie. Dies konnte damit erklért werden, dass
Fithrungskréfte von autonomen Verwaltungseinheiten, wie beispielsweise Regulierungs-
agenturen, hiufiger aus der Privatwirtschaft rekrutiert werden und sich stirker durch das
dienstrechtliche und politische Umfeld beengt fithlen konnten, als dies bei Lautbahn-
beamten der Fall ist. Fiir die Policy-Autonomie ergeben sich ebenfalls deutliche Unter-
schiede zwischen Bundesoberbehérden (7,71) und Ministerien (5,79).2° Wihrend die
Mitarbeiter(innen) der Bundesoberbehdrden insgesamt durchschnittlich circa drei expli-
zite und implizite Weisungen pro Jahr erhalten, liegt die Anzahl fiir das Fiithrungspersonal
der Ministerien bei rund zehn Weisungen jéhrlich. Innerhalb der Gruppe der Bundes-
oberbehorden werden aus den abhdngigen Bundesoberbehorden nur marginal hohere
Interventionszahlen als aus den unabhdngigen Bundesoberbehérden berichtet. Uberra-
schungen bietet auch die Parteiensympathie. Bei den Befragten aus den Ministerien liegt
die Sympathie fiir die damaligen Regierungsparteien SPD und Biindnis 90/Die Griinen
mit einem durchschnittlichen Wert von 3,91 deutlich unter jener fiir die Oppositionspar-
teien CDU, CSU und FDP, die einen Wert von 6,19 erreichen. Das Fiihrungspersonal der
Bundesoberbehorden berichtete mit einem Wert von 5,02 fiir die Regierung und 4,69 fiir
die Opposition fast ausgeglichene Sympathien. Die Zahlen aus den Bundesministerien
zeigen, dass der Durchschnitt der Abteilungs- und Unterabteilungsleiter(innen) in den
Ministerien auch nach sieben Jahren rot-griiner Koalition im Jahr 2005 die Opposition
der Regierung vorzieht. Da die politischen Beamtenpositionen der Abteilungsleiter(in-
nen) als weitestgehend loyal besetzt gelten kdnnen, konnten die Sympathiewerte damit
erklart werden, dass fiir die ,,zweite Reihe* der Unterabteilungsleiter(innen) auf in der
Ara Kohl rekrutierte Laufbahnbeamte zuriickgegriffen werden musste. Die Frage nach
dem eigenen Rollenbild beantworteten alle Befragten dhnlich und unabhingig von ihrer
institutionellen Einbettung. Ebenfalls erstaunlich ist, dass die Einschétzung der politi-
schen Salienz des eigenen Verantwortungsbereichs sich im Durchschnitt zwischen Minis-

20 Abgefragt wurde die Héufigkeit der Weisungen auf einer Antwortskala jeweils von 1 bis 10,
wobei eine 1 ,,wochentlich® bedeutet, eine 10 ,,nie” (siche Details im Anhang Operationalisie-
rungen).
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teriumsangehorigen und Befragten aus den Bundesoberbehdrden nicht unterscheidet.
Fithrungskréfte der Bundesoberbehorden sehen ihre Aufgaben nicht als weniger politisch
relevant als Angehorige der Ministerien.

5.2 Das Erklarungsmodell im empirischen Test

Die in Abschnitt 3 formulierten Hypothesen werden in einem ersten Schritt fiir die
Gesamtgruppe aller Befragten (Modell I und IT) sowie anschlieend getrennt fiir das Fiih-
rungspersonal der Ministerien (Modell IIT) und die Leiter(innen) der Bundesoberbehor-
den (Modell IV und V) mithilfe von OLS-Regressionsmodellen getestet.?!

Tabelle 2 zeigt, dass entgegen den theoretischen Erwartungen die Management-Auto-
nomie der Befragten fiir deren Grad an funktionaler Politisierung eine geringe Rolle
spielt. Auch der Sympathie fiir Regierungsparteien und dem Rollenbild kann empirisch in
keiner der Modellspezifikationen ein Effekt auf die funktionale Politisierung nachgewie-
sen werden.? Im Gegensatz dazu wirkt sich die Policy-Autonomie in Form einer geringen
Anzahl an informellen und formellen Weisungen — wie theoretisch erwartet — negativ auf
die funktionale Politisierung des Fiihrungspersonals in den Ministerien und Bundesober-
behorden aus. Allerdings ist die Schitzung des Regressionskoeffizienten in der Gruppe
der Ministeriumsangehdrigen deutlich effizienter (Modell 11, t-Wert = —3,27) als fiir das
Fiithrungspersonal in den Bundesoberbehdrden (Modell 1V, t-Wert = —1,72).2* Der sta-
bilste Effekt ldsst sich jedoch fiir die politische Salienz nachweisen. Dieser ist sowohl fiir
die Gesamtgruppe als auch fiir die Ministeriumsangehorigen und das Fithrungspersonal
der Bundesoberbehdrden mindestens auf dem 1-Prozent-Niveau positiv und signifikant.
Je hoher die Befragten die Relevanz ihres politischen Verantwortungsbereichs einschat-
zen, desto stirker sind sie auch funktional politisiert. Dartiber hinaus zeigt Modell II,
welches die Gruppenzugehorigkeit beriicksichtigt, dass das Fiihrungspersonal der Minis-
terien einen signifikant hoheren Mittelwert an funktionaler Politisierung aufweist als
die Referenzgruppe aus den Bundesoberbehorden. Dies gilt auch fiir Befragte aus den
unabhdngigen Bundesoberbehdrden, die im Vergleich zum Fithrungspersonal aus den
abhdngigen Bundesoberbehorden im Schnitt weniger funktional politisiert sind. Es zeigt
sich, dass trotz Einbeziehung der in der Agenturforschung diskutierten Einflussfaktoren

21 Die Ergebnisse werden auf der Grundlage inferenzstatistischer Verfahren dargestellt, obwohl es
sich bei dem Sample nicht um eine Zufallsstichprobe handelt. Wendet man inferenzstatistische
Verfahren bei derartigen Samples an, muss die Interpretation der Ergebnisse modifiziert werden,
da das Konfidenzintervall nicht mehr als die Wahrscheinlichkeit gelten kann, mit der die Para-
meter der Stichprobe in der Grundgesamtheit vorliegen. Die Nullhypothese lautet in diesem Fall
vielmehr, dass die Anordnung der Messwerte bestimmter Bedingungen auf die Merkmalstriager
(leitende Beamte) zufalliger Natur ist. Fiir eine ausfiihrliche Diskussion zur Anwendung infe-
renzstatistischer Verfahren, beispielsweise bei Vollerhebungen, siche Behnke (2005), Berk et al.
(1995) sowie Broscheid u. Gschwend (2005).

22 Neben der Sympathie fiir Regierungsparteien wurde der Effekt der Sympathie fiir Oppositions-
parteien Uberpriift, der wie erwartet in dhnlicher Effektstarke, nur mit entgegengesetztem Vor-
zeichen, geschétzt wird. Weiterhin wurde auch der Effekt der Parteimitgliedschaft iberpriift, fiir
die sich empirisch kein Einfluss ermitteln lie§3.

23 Die empirische Uberpriifung der Interaktionseffekte erfolgt ausfiihrlich in Tab. 3.
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Tab. 2: Bestimmungsfaktoren funktionaler Politisierung

I IT 11 v A"
Konstante 3,57 2,52 3,22 1,68 2,24
(0,36)"™ (0,38)™ (0,33) (1,01) (0,93)"
Management- -0,14 0,01 -0,02 0,12 0,04
Autonomie (0,07)" (0,06) (0,07) (0,18) (0,16)
Policy-Autonomie —0,13 —0,09 —0,08 —0,10 -0,11
(0,02)" (0,02)™ (0,02) (0,06) (0,05)
Sympathie -0,02 0,00 —-0,04 0,06 0,06
Regierungsparteien (0,02) (0,02) (0,02) (0,04) (0,04)
Rollenbild 0,04 0,00 0,04 —-0,03 —-0,07
(0,04) (0,03) (0,04) (0,09) (0,08)
Politische Salienz 0,30 0,30 0,28 0,29 0,36
(0,05)"™ (0,05)™ (0,05)™ (0,12)" 0,11)"
Ministerium - 0,58 — — _
(0,15)™
Unabh. - -0,74 - - -0,80
Bundesoberbehorden (0,20)™ 0,24)"
N 164 164 114 50 50
Adj. R? (SEE) 0,33 0,51 0,30 0,16 0,31
0,74)" (0,64)™" 0,57) (0,84) (0,76)"

Quelle: Politisch-Administrative Elite 2005

Hk

Anmerkungen: "p<0,05, “p<0,01, "*p<0,001, unstandardisierte Regressionskoeffizienten mit
Standardfehlern in Klammern. Modellspezifikationen: I: Sample, II: Sample mit Dummies fiir
die Gruppenzugehdrigkeit, [II: Ministeriumsangehorige, I'V: Bundesoberhdrden, V: Bundeso-
berhoérden mit Dummy fiir Zugehorigkeit zu Unabh. Bundesoberhorde

ein signifikanter, positiver Effekt des Organisationstyps auf die funktionale Politisierung
nachgewiesen werden kann. Je weiter die Befragten also vom politischen Entscheidungs-
zentrum entfernt sind, desto schwiécher sind sie funktional politisiert.

In einem zweiten Schritt soll nun genauer iiberpriift werden, inwieweit sich der Ein-
fluss der individuellen Faktoren auf die funktionale Politisierung in den verschiedenen
Verwaltungseinheiten unterscheidet. Damit kann gezeigt werden, ob fiir die Zugehorig-
keit zu einer bestimmten Verwaltungseinheit ein Moderatoreffekt nachgewiesen werden
kann. Tabelle 2 liefert dafiir erste Hinweise. Allerdings war hier der Vergleich der Regres-
sionskoeffizienten fiir die einzelnen Teilgruppen nur per Augenschein moglich, und es
konnten keine Aussagen iiber Stirke, Richtung und Signifikanz des Moderatoreffekts
getroffen werden. In Modell I werden die Interaktionseffekte fiir das gesamte Sample
getestet. Aufgrund der geringen Fallzahl von 50 miissen in den Modellen II bis VI die
Interaktionseffekte fiir das Fithrungspersonal in den Bundesoberbehdrden nacheinander
geschitzt werden.?* Tabelle 3 zeigt die empirischen Befunde der Modellspezifikationen,

24 Die Fallzahl wirkt sich direkt auf die Teststirke aus, also auf die Wahrscheinlichkeit, eine rich-
tige Alternativhypothese korrekterweise vorlaufig anzunehmen. Ein simultaner Test der Interak-
tionseffekte wiirde bei einer Fallzahl von 50, einer gewahlten Irrtumswahrscheinlichkeit von 5%
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Tab. 3: Verwaltungseinheit und Bestimmungsfaktoren funktionaler Politisierung

I 11 I v \% VI
Konstante 2,71 2,33 1,61 2,46 2,19 3,61
(0,14) (0,70)" (0,76)" (0,92) (0,93) (0,79)™
Management- 0,12 0,15 0,09 0,04 -0,01 0,07
Autonomie (0,14) (0,25) (0,16) (0,16) 0,17) (0,15)
Policy- -0,10 0,12 -0,22 -0,11 0,12 -0,13
Autonomie (0,04) (0,05)" (0,07) (0,05) (0,05)" (0,05)"
Sympathie 0,06 0,06 0,04 0,06 0,06 0,07
Regierungsparteien  (0,03) (0,04) (0,04) (0,05) (0,04) (0,04)
Rollenbild —-0,03 —-0,06 -0,09 —-0,07 -0,13 -0,11
(0,07) (0,08) (0,08) (0,08) (0,10) (0,08)
Politische 0,029 0,36 0,36 0,37 0,39 0,53
Salienz (0,09)" 0,11 0,11)" 0,1 0,11)™ 0,12)™
Verwaltungseinheit 0,91 -0,69 -1,06 -0,79 -0,75 -0,83
(=VE) (0,15)™ (0,30)" (0,26)" (0,25)" (0,25)" (0,23)™
Management- —0,14 —0,20 - - - -
Autonomie x VE (0,16) (0,33)
Policy-Autonomie 0,02 - 0,22 - - -
x VE (0,05) (0,10)"
Sympathie Regie- —-0,10 - - —-0,01 - -
rungsparteien x VE  (0,04)" (0,09)
Rollenbild x VE 0,07 - - - 0,22 -
(0,08) (0,18)
Politische Salienz —0,02 - - - - —0,58
x VE (0,11) (0,23)"
N 164 50 50 50 50 50
Adj. R* (SEE) 0,47 0,30 0,37 0,30 0,32 0,39

(0,66)™" 0,77 (0,73)™ 0,77 (0,76)™ (0,72)™*
Quelle: Politisch-Administrative Elite 2005

Hxk

Anmerkungen: "p<0,05, “p<0,01, “*p<0,001, unstandardisierte Regressionskoeffizienten mit
Standardfehlern in Klammern. Variablen, deren Haupteffekt und Interaktionseffekt gleichzeitig
geschitzt werden, gehen zentriert in die Schitzung ein, um Mulitkollinearitétsproblemen
vorzubeugen. Modellspezifikationen: I: Sample mit Verwaltungseinheit = Ministerium (1: zu-
gehorig; 0: nicht zugehorig), 11 — VI: Bundesoberhdrden mit Verwaltungseinheit = unabhéngige
Bundesoberbehorde (1: zugehorig; 0: nicht zugehdrig)

in denen die angenommenen Moderatoreffekte mithilfe von Interaktionstermen tiberpriift
wurden. Analysen mit Interaktionstermen sind iiblicherweise mit erheblichen Multikol-
linearititsproblemen behaftet (Aiken u. West 1991). Die Variablen, deren Interaktions-

die in der Literatur iiblicherweise verwendete Grenze fiir die Teststdrke von 0,8 unterschreiten
(Cohen 1988; Jaccard et al. 1990; Aiken u. West 1991). Die Teststérke im Modell I liegt deut-
lich hoher, was die gleichzeitige Schétzung aller Interaktionseffekte erlaubt. Hier unterscheiden
sich die Regressionskoeffizienten fiir die Interaktionsterme bei einer Nacheinanderschitzung
deshalb auch nicht von den dargestellten Ergebnissen.
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effekt gleichzeitig geschitzt wird, gehen deshalb zentriert in die Regressionsgleichung
ein.? Interaktionsterme sind generell so zu interpretieren, dass ein signifikanter Effekt
des Interaktionsterms auf eine Moderatorwirkung hinweist. Entspricht die Wirkungs-
richtung des Haupteffekts der des Interaktionsterms, wird der Effekt der substanziellen
Pradiktorvariable verstirkt. Haben die Regressionskoeffizienten hingegen entgegenge-
setzte Vorzeichen, wird der Effekt abgeschwicht. Modell I in Tab. 3 priift, ob sich der
Einfluss der Management- und Policy-Autonomie, der Sympathie fiir die Regierungs-
parteien, des Rollenbilds und der politischen Salienz auf die funktionale Politisierung
bei den Ministeriumsangehdrigen und dem Fiithrungspersonal der Bundesoberbehdrden
signifikant unterscheidet. Dazu werden die Haupt- und Interaktionseffekte der zentrierten
Variablen geschétzt. Lediglich die Dummyvariablen behalten ihre urspriingliche binére
Kodierung bei. In den Modellspezifikationen II bis VI wird hingegen getestet, ob sich der
Zusammenhang zwischen oben genannten Faktoren und der funktionalen Politisierung
zwischen dem Fiithrungspersonal der abhdngigen und unabhdngigen Bundesoberbehdr-
den signifikant voneinander unterscheidet.

Die in Tab. 3 geschétzten Modelle bestétigen die ermittelten Befunde aus Tab. 2. Sind
die Befragten von der politischen Relevanz ihres Verantwortungsbereichs iiberzeugt
(politische Salienz) und erhalten sie eine Vielzahl an politischen Weisungen (geringe
Policy-Autonomie), sind sie in stirkerem Maf3e funktional politisiert.?® Fiir die Variablen
Management-Autonomie, Rollenbild und Sympathie fiir die Regierungsparteien, denen
auf theoretischer Ebene ein Effekt zugesprochen wird, ldsst sich auf empirischer Ebene
auch hier kein Einfluss nachweisen.

Hinsichtlich der Uberpriifung der Interaktionseffekte wird in Modell I ein signifikanter
Interaktionseffekt fiir die Sympathie fiir Regierungsparteien in den Ministerien ermittelt.
Das negative Vorzeichen des Interaktionseffekts im Vergleich zum positiven Haupteffekt
weist darauf hin, dass fiir die Befragten der Bundesoberbehorden die Sympathie fiir die
Regierungsparteien eine signifikant grofere Rolle spielt als fiir die Referenzgruppe aus den
Bundesoberbehoérden. Offensichtlich hemmt das starker hierarchisch strukturierte Umfeld
der Ministerien, wie angenommen, die Wirkung der Parteiensympathie. Des Weiteren indi-
ziert die empirische Uberpriifung von Interaktionseffekten innerhalb der Bundesoberbehor-
den, dass sich die Wirkung der Policy-Autonomie signifikant zwischen unabhdngigen und
abhdngigen Bundesoberbehorden unterscheidet (Modell III). Auch hier wird der Hauptef-
fekt abgeschwicht. Die Policy-Autonomie beeinflusst die funktionale Politisierung der Lei-
tung der unabhdngigen Bundesoberbehorden deutlich geringer als jene der Befragten aus
den abhdngigen Bundesoberbehorden. Ein Mehr an Autonomie in einem Umfeld, das ohne-
hin grofen Gestaltungsspielraum lésst, hat weniger Einfluss auf das AusmaB an funktionaler
Politisierung als in einem Umfeld mit groBer Nahe zum politischen Entscheidungszentrum.

25 Nach Zentrierung liegen die VIF-Werte fiir die Modelle 11 bis VI aufunproblematischem Niveau.
Lediglich Modell I weist mit 5,21 einen hoheren Wert auf. Zahlreiche alternative Modellspezi-
fikationen indizieren jedoch keine abweichenden empirischen Ergebnisse. Es gilt zu beachten,
dass die bindre 0/1-Kodierung der Dummyvariablen beibehalten wird.

26 Eine Ausnahme bildet das Ergebnis fiir Policy-Autonomie in Modell V. Allerdings zeigt das

Verhiltnis zwischen Standardfehler und Regressionskoeffizient, dass der t-Wert sehr dicht am
gewihlten Signifikanzniveau liegt.
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Auch die Bedeutung der politischen Salienz fiir den Grad an funktionaler Politisierung
weicht zwischen dem Fithrungspersonal in unabhdngigen und abhdngigen Bundesober-
behorden signifikant voneinander ab. Die politische Salienz des Verantwortungsbereichs ist
fiir die funktionale Politisierung der Befragten aus den unabhdngigen Bundesoberbehorden
weniger einflussreich als fiir die Referenzgruppe aus den abhdngigen Bundesoberbehorden.
Fiir die funktionale Politisierung des Leitungspersonals in autonomen Kontexten ist die
politische Relevanz des Verantwortungsbereichs also von geringerer Bedeutung als fiir die
Gruppe der weniger selbststdndigen Verwaltungseinheiten.

6 Schlussfolgerungen

In den vergangenen zwei Jahrzehnten hat das Konzept der Agenturbildung weltweit das
Gesicht 6ffentlicher Verwaltungen verdndert. In der Hoffnung auf die Realisierung von
efficiency gains wurden traditionelle Verwaltungen mit mehr oder weniger umfassenden
Autonomierechten ausgestattet und zu modernen Agenturen umgestaltet. Die Wirkungs-
mechanismen, die zu einer Performanzsteigerung der Agenturen fiihren sollen, werden in
erster Linie handlungstheoretisch damit begriindet, dass dem politisch-administrativen
Fithrungspersonal ein groflerer Gestaltungsspielraum zur Verfiigung steht, der effiziente
Entscheidungen erméglicht. Empirisch wurden diese Zusammenhénge bislang nur sehr
unzureichend untersucht. Die vorliegende Studie setzte an dieser Erkenntnisliicke an. Mit
einem neuen Datensatz zur politisch-administrativen Elite Deutschlands konnte empirisch
iiberpriift werden, wie sich die funktionale Politisierung der Akteure zwischen traditio-
nellen Verwaltungseinheiten und modernen Agenturen unterscheidet. Neben dem Einfluss
der organisatorischen und inhaltlichen Autonomie und der politischen Salienz des Verant-
wortungsbereichs wurde auch der Einfluss sozialisationstheoretischer Erklarungsfaktoren
wie das Rollenbild und die Parteiensympathie der verantwortlichen Akteure untersucht.
Die empirischen Ergebnisse stiitzen nur teilweise die in der Agenturforschung formu-
lierten Wirkungsmechanismen. Zwar konnte gezeigt werden, dass sich mit groerer Ent-
fernung zum politischen Entscheidungszentrum die funktionale Politisierung abschwécht:
Leitende Beamte in autonomeren Bundesoberbehorden beriicksichtigen politische Implika-
tionen in ihren Entscheidungen deutlich geringer als das Fiihrungspersonal in Ministerien.
Dariiber hinaus unterscheidet sich die wahrgenommene Handlungsfreiheit auch innerhalb
der Bundesoberbehorden. Das Fithrungspersonal unabhéngiger Verwaltungseinheiten ist
in geringerem Malle funktional politisiert als die Leitung abhiangiger Bundesoberbehor-
den. Jedoch liegt dies nur teilweise an den in der Verwaltungswissenschaft diskutierten
Einflussfaktoren. Fine genauere Untersuchung legt ein differenzierteres Bild offen. Einzig
fiir die Anzahl der formellen und informellen politischen Weisungen und damit der Policy-
Autonomie konnte ein bedeutsamer und signifikanter Effekt auf die funktionale Politisie-
rung nachgewiesen werden. Politische Interventionen in Form von Weisungen jeglicher
Form haben also starke Auswirkungen auf die wahrgenommene Handlungsfreiheit des
administrativen Fithrungspersonals. Fiir Freiheiten in der Binnenorganisation lief3 sich hin-
gegen kein Effekt ermitteln. Der Einfluss der Autonomie ist also stark von der betrachte-
ten Dimension abhingig. Eindeutiger sind die Ergebnisse fiir die politische Salienz des
Verantwortungsbereichs. Die funktionale Politisierung von Verwaltungseliten ist haupt-



88 F. Ebinger und C. Schmitt

séchlich von der politischen Bedeutung des verantworteten Tatigkeitsfelds abhéngig. Poli-
tisch brisante Entscheidungen werden demnach nie nach rein fachlichen Kriterien gefallt,
unabhingig davon wie autonom diese organisiert sind. Die Vermutung, dass die Parteien-
sympathie oder das Rollenbild der Fiihrungskrifte einen Effekt auf deren funktionale Poli-
tisierung habe, konnte empirisch nicht bestétigt werden. Soziologische Erklarungsfaktoren
erscheinen fiir die funktionale Politisierung des Fiithrungspersonals von untergeordneter
Bedeutung. Insgesamt zeigt der eigenstindige und signifikante Effekt des Organisations-
typs auf die funktionale Politisierung, dass Faktoren iiber die in der Agenturforschung
diskutierten EinflussgroBen hinaus fiir die Unterschiede zwischen klassischer Verwaltung
und Agenturen verantwortlich sein miissen. Ferner konnte durch die empirische Analyse
moglicher Interaktionseffekte festgestellt werden, dass sich die Bedeutung der einzelnen
Faktoren zwischen traditionellen Verwaltungseinheiten und Agenturen unterscheidet. So
spielt die politische Salienz zwar in allen Verwaltungseinheiten eine bedeutsame Rolle.
Ihr Einfluss ist jedoch in autonomen Verwaltungseinheiten schwicher ausgeprigt als im
traditionell hochpolitisierten Kontext der Ministerien.

Die Ergebnisse machen deutlich, dass eine reine Input-Output-Analyse dem For-
schungsgegenstand nicht angemessen ist. Zahlreiche Reformen der vergangenen Jahre
gehen von dem Automatismus aus, dem zufolge die Erweiterung der Autonomierechte
zu einer geringeren Abhingigkeit des Fithrungspersonals vom politischen Prinzipal fiihrt
und damit den Weg zu effizienten Entscheidungen frei macht. Dieses Bild hat sich jedoch
als unterkomplex erwiesen, da insbesondere die hiufig praktizierte Uberlassung von
Management-Autonomie nicht den erhofften Effekt zu haben scheint. Es bedarf weiterer
Anstrengungen, um zu verstehen, welche institutionellen Verdnderungen tatséchlich die
gewiinschten Effekte hervorrufen.

Anhang: Operationalisierungen
Funktionale Politisierung

,»Wie wiirden Sie die Abhdngigkeit Thres Verantwortungsbereichs von der politischen
Fiithrung einschétzen?* (Antwortskala von 1 bis 5: 1: sehr unabhéngig; 5: sehr abhéingig)
,.JHaben Uberlegungen zu politischen Implikationen eine hohe Wertigkeit bei der Aus-
wahl zwischen Alternativen?* (Antwortskala von 1 bis 5: 1: nein; 5: ja)

»Stimmen Sie ihre Entscheidungen von sich aus auf die aktuelle politische Linie ab?*
(Antwortskala von 1 bis 5: 1: nein; 5: ja)

Index zu funktionaler Politisierung =)’ Items/3.

Management-Autonomie

(Antwortskala jeweils von 1 bis 5; 1: nein; 5: ja)

,»verfligen Sie tiber Freiheit bei der Personalrekrutierung fiir Thren Verantwortungsbereich?*
,»Konnen Sie Thnen unterstehendes Fithrungspersonal selbst bestimmen?*

,Verfiigen Sie iiber Freiheit bei der organisatorischen Gestaltung Ihres Verantwor-
tungsbereichs?
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,»Konnen Sie die Ihrem Arbeitsbereich verfiigbaren Ressourcen frei den zu erledigenden
Aufgaben zuordnen?*

,,Konnen Sie die in Threm Verantwortungsbereich geltende Geschéftsordnung beein-
flussen?*

Index Management Autonomie =y, Items/5.

Policy-Autonomie

(Antwortskala jeweils von 1 bis 9; 1: wochentlich, 2: 26-50; 3: 16-25; 4: 10-15; 5: 6-9;
6: 4-5; 7: 2-3; 8: jéhrlich; 9: nie)

,»Wenn Sie an das vergangene Jahr denken: Wie oft erhielten Sie Ihre inhaltliche Arbeit
betreffende formale Weisungen von der politischen Fiithrung?*

,»Wie oft erhielten Sie IThre inhaltliche Arbeit betreffende informale, von Thnen jedoch als
verbindlich empfundene Weisungen von der politischen Fiihrung?*

Index zu Policy Autonomie =) Items/2.

Politische Salienz

,»QGlauben Sie, dass Thr Verantwortungsbereich fiir die Regierung hohe politische Rele-
vanz hat?* (Antwortskala von 1 bis 5; 1: nein; 5: ja)

Rollenbild

»Nach einem Regierungswechsel kommt es manchmal zu Konflikten zwischen dem
neuen Regierungsprogramm und der bisherigen Ressortpolitik. Halten Sie es fiir akzepta-
bel, dass ein Beamter/Fiihrungskraft unter diesen Umstidnden die Ressortpolitik auch wei-
terhin unterstiitzt?* (Antwortskala von 1 bis 5; 1: voll akzeptabel; 5: nicht akzeptabel)

Parteiensympathie

,»Wie denken Sie iiber die groflen Parteien?* (Antwortskala von —5 bis +5; fiir die Aus-
wertung in Kapitel 5 wurden die Werte auf eine Skala von 1 bis 11 umkodiert)

Index zu Sympathie fiir Regierungsparteien = (Sympathie, +Sympathie,, .. /2.
Index zu Sympathie fiir Oppositionsparteien = (Sympathie_ ,+Sympathie g,
Sympathie,,)/3.

Ministerium

0: kein(e) Ministeriumsangehdrige(r) 1: Ministeriumsangehdrige(r)
Es wurden Mitarbeiter(inne)n aus allen Ministerien auler BMVg befragt.

Abhingige Bundesoberbehdrden

0: kein(e) Mitarbeiter(in) einer selbststindigen Bundesbehdrde 1: Mitarbeiter(in) einer
selbststindigen Bundesbehorde
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Zu Bundesoberbehorden zdhlen: Bundesagentur fiir Aulenwirtschaft, BRD Finanz-
agentur GmbH, Bundesamt fiir Bauwesen und Raumordnung, Bundesamt flir Bevol-
kerungsschutz und Katastrophenhilfe, Bundesamt fiir den Zivildienst, Bundesamt fiir
Giiterverkehr, Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge, Bundesamt fiir Naturschutz,
Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie, Bundesamt fiir Strahlenschutz, Bundes-
amt flir Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit, Bundesamt fiir Verfassungsschutz,
Bundesamt zur Regelung offener Vermogensfragen, Bundeskriminalamt, Bundessorten-
amt, Bundesversicherungsamt, Bundesverwaltungsamt, Eisenbahn-Bundesamt, Kra-
ftfahrt-Bundesamt, Luftfahrt-Bundesamt, Statistisches Bundesamt, Biologische Bundes-
anstalt fiir Land- und Forstwirtschaft, Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben, Bundes-
anstalt fiir Materialforschung und -Priifung, Bundesanstalt fiir Ziichtungsforschung an
Kulturpflanzen, Bundesanstalt Technisches Hilfswerk.

Unabhéngige Bundesoberbehorden

0: kein(e) Mitarbeiter(in) einer Sonderbehorde 1: Mitarbeiter(in) einer Sonderbehdrde

Zu den Sonderbehdrden zdhlen: Bundesnetzagentur, Bundeskartellamt, Deutsches
Patent- und Markenamt, Umweltbundesamt, Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungs-
aufsicht, Bundesinstitut fiir Arzneimittel und Medizinprodukte, Bundesinstitut fiir
Risikobewertung, Bundeszentrale fiir politische Bildung, Bundesrepublik Deutschland
Finanzagentur GmbH, Gesellschaft fiir technische Zusammenarbeit, Bundesbeauftragte
fiir die Unterlagen des Staatssicherheitdienstes der ehem. DDR, Bundeszentrale fiir poli-
tische Bildung.

Literatur

Aberbach, Joel. D., Robert D. Putnam, und Bert Rockman. 1981. Bureaucrats and politicians in
western democracies. Cambridge: Harvard University Press.

Adler, Nancy. 1993. Do cultures vary? In National culture and management. Managing in cultures
of different countries, Hrsg. Theodore Weinshall, 23—46. Berlin: deGruyter.

Aiken, Leona S., und Stephen G. West. 1991. Multiple regression. Testing and interpreting interac-
tions. Thousand Oaks: Sage.

Behnke, Joachim. 2005. Lassen sich Signifikanztests auf Vollerhebungen anwenden? Einige essay-
istische Anmerkungen. Politische Vierteljahresschrift 46:1-15.

Berk, Richard, Bruce Western, und Robert E. Weiss. 1995. Statistical inference for apparent popu-
lations. Sociological methodology 25:421-458.

Beyme, Klaus von. 1993. Die politische Klasse im Parteienstaat. Frankfurt a.M.: Suhrkamp.

Bogumil, Jorg, und Werner Jann. 2009. Verwaltung und Verwaltungswissenschaft in Deutschland.
Einfiihrung in die Verwaltungswissenschaft. Wiesbaden: VS Verlag fiir Sozialwissenschaften.

Bogumil, Jorg, und Josef Schmid. 2001. Politik in Organisationen. Opladen: Leske+ Budrich.

Bollhoff, Dominik. 2003. The regulatory capacity of agencies. A comparative study of telecoms
regulatory agencies in Britain and Germany. Berlin: Berliner Wissenschafts-Verlag.

Bouckaert, Geert, und Guy B. Peters. 2004. What is available and what is missing in the study
of Quangos? In Unbundled Government, Hrsg. Christopher Pollitt und Colin Talbot, 22—49.
London: Routledge.



Alles eine Frage des Managements? 91

Broscheid, Andreas, und Thomas Gschwend. 2005. Zur statistischen Analyse von Vollerhebungen.
Politische Vierteljahresschrift 46:16-26.

Christensen, Jorgen G. 1999. Bureaucratic autonomy as a political asset. Paper for ECPR Joint
Sessions 1999, Mannheim.

Christensen, Tom, und Per Laegreid. 2001a. A transformative perspective on administrative reforms. In
New Public Management, Hrsg. Tom Christensen und Per Laegreid, 13—39. Aldershot: Ashgate.

Christensen, Tom, und Per Leegreid. 2001b. New public management. The effects of contractualism
and devolution on political control. Public Management Review 3:73-94.

Christensen, Tom, und Per Lagreid. 2004. Governmental autonomisation and control. The Norwe-
gian way. Public Administration and Development 24:129—135.

Christensen, Tom, und Per Laegreid. 2005. Agencification and regulatory reforms. Paper for SCAN-
COR/SOG 2005, Stanford.

Christensen, Tom, und Per Lagreid. Hrsg. 2006. Autonomy and regulation. Coping with agencies
in the modern state. Cheltenham: Edward Elgar.

Christensen, Tom, Amund Lie, und Per Lagreid. 2008. Beyond new public management. Agencifi-
cation and regulatory reform in Norway. Financial Accountability & Management 24:15-30.

Cohen, Jacob. 1988. Statistical power analysis for the behavioral sciences. Hilsdale: Lawrence
Erlbaum.

Derlien, Hans-Ulrich. 1986. Soziale Herkunft und Parteibindung der Beamtenschaft. In Verwal-
tung und Politik in der Bundesrepublik, Hrsg. Hans-Georg Wehling, 115-132. Stuttgart:
Kohlhammer.

Déhler, Marian. 2001. Das Modell der unabhéngigen Regulierungsbehérde im Kontext des Deut-
schen Regierungs- und Verwaltungssystems. Die Verwaltung 34:59-91.

Dohler, Marian. 2002. Institutional choice and bureaucratic autonomy in Germany. West European
Politics 25:101-124.

Déhler, Marian. 2005. Die begrenzte Rationalitdt von Delegation und Steuerung in der Bundes-
verwaltung. In Mechanismen der Politik, Hrsg. Steffen Ganghof und Philip Manow, 215-243.
Frankfurt a.M.: Campus.

Dohler, Marian. 2007a. Die politische Steuerung der Verwaltung. Baden-Baden: Nomos.

Déhler, Marian. 2007b. Vom Amt zur Agentur? Organisationsvielfalt, Anpassungsdruck und institu-
tionelle Wandlungsprozesse im deutschen Verwaltungsmodell. In Agencies in Westeuropa, Hrsg.
Werner Jann und Marian Dohler, 12-47. Wiesbaden: VS Verlag fiir Sozialwissenschaften.

Dohler, Marian, und Werner Jann. 2002. Germany. In Distributed public governance. Agencies,
authorities and other public bodies, Hrsg. OECD, 97—-112. Paris: OECD.

Elder, Neil C. M., und Edward C. Page. 1998. Culture and agency. Fragmentation and agency struc-
tures in Germany and Sweden. Public Policy and Administration 13:28-45.

Epstein, David, und Sharyn O’Halloran. 1994. Administrative procedures, information and agency
discretion. American Journal of Political Science 38:697-722.

Everson, Michelle, Giandomenico Majone, Les Metcalfe, und Adriaan Schout. 2001. The role of
specialised agencies in decentralising EU governance. Report to the EC. Florenz/Maastricht.

Fisch, Rudolf. 2002. Organisationskultur von Behorden. In Deutsche Verwaltung an der Wende zum
21. Jahrhundert, Hrsg. Klaus Konig, 449-468. Baden-Baden: Nomos.

Flinders, Matthew. 2004. Distributed public governance in Britain. Public Administration
82:883-909.

Gilardi, Fabrizio, und Dietmar Braun. 2002. Delegation aus der Sicht der Prinzipal-Agent Theorie.
Politische Vierteljahresschrift 43:147-161.

Gormley, William T., und Steven J. Balla. 2004. Bureaucracy and democracy. Accountability and
performance. Washington: CQ Press.

Greve, Carsten, Matthew Flinders, und Sandra van Thiel. 1999. What’s in a name? Defining Quan-
gos from a comparative perspective. Governance 12:129-146.

Hall, Peter A., und Rosemary C. R. Taylor. 1996. Political science and the three institutionalisms.
Political Studies 44:936-957.



92 F. Ebinger und C. Schmitt

Hood, Christopher. 1990. De-Sir Humphreying (sic!) the Westminster Model of Bureaucracy. A
New Style of Governance. Governance 3:205-214.

Ibbs Report. 1988. Improving management in government. The next steps. London: HMSO.

Jaccard, James, Robert Turrisi, und Choi K. Wan. 1990. Interaction effects in multiple regression.
Newbury Park: Sage.

Jann, Werner. 1999. Neue Steuerungslogik. In Innovation, Effektivitdt, Nachhaltigkeit. Internatio-
nale Erfahrungen zentralstaatlicher Verwaltungsreform, Hrsg. Frieder Naschold, Werner Jann,
und Christoph Reichard, 15-37. Berlin: Edition Sigma.

Jann, Werner, und Bastian Jantz. 2008. A better performance of performance management? In Holy
Grail or achievable quest? International perspectives on public sector performance manage-
ment. Hrsg. KPMG/CAPAM/IPAC/IPAA. O.0.: KPMG.

Jensen, Michael C., und William H. Meckling. 1976. Theory of the firm. Managerial behavior,
agency costs and ownership structure. Journal of Financial Economics 3:303-360.

Kelemen, Daniel R. 2002. The politics of ,,Eurocratic* structure and the new European agencies.
West European Politics 25:93—118.

Kettl, Donald F. 1997. The global revolution in public management. Driving themes, missing links.
Journal of Policy Analysis & Management 16:446—462.

Kickert, Walter J. M. und Jergensen T. Beck. 1995. Conclusion and discussion: Management, policy,
politics and public values. International Review of Administrative Sciences 61:577-586.

Macey, Jonathan R. 1992. Organizational design and the political control of administrative agen-
cies. Journal of Law, Economics & Organization 8:93—110.

Majone, Giandomenico. 1996. Regulating Europe. London: Routledge.

Majone, Giandomenico. 1997. From the positive to the regulatory state. Causes and consequences
of changes in the mode of governance. Journal of Public Policy 17:139-167.

March, James G., und Johan P. Olsen. 1984. The new institutionalism: Organizational factors in
political life. American Political Science Review 78:734-749.

Mayntz, Renate, und Ulrich Derlien. 1989. Party patronage and politicization of the West German
administrative elite 1970—-1987. Towards hybridization? Governance 2:384—404.

Mayntz, Renate. 1997/1978. Soziologie der dffentlichen Verwaltung, 1. Aufl. Heidelberg: C.F.
Miiller.

Mayntz, Renate, und Fritz W. Scharpf. Hrsg. 1995. Gesellschaftliche Selbstregelung und politische
Steuerung. Frankfurt a.M.: Campus.

McCubbins, Matthew D., Roger Noll, und Barry Weingast. 1987. Administrative procedures as
instruments of political control. Journal of Law, Economics & Organization 3:243-277.

McCubbins, Matthew D., Roger Noll, und Barry Weingast. 1989. Structure and process, poli-
tics and policy. Administrative arrangements and the political control. Virginia Law Review
75:431-482.

North, Douglass. 1990. Institutions, institutional change and economic performance. Cambridge:
Cambridge University Press.

Oliveira, Gesner, Eduardo Luiz Machado, Lucas Martins Novaes, und Carla Guimaraes Ferreira.
2005. Aspects of the independence of regulatory agencies and competition advocacy. Compe-
tition Policy Implementation Working Group. Sao Paulo.

Ostrom, Elinor. 1995. New horizons in institutional analysis. American Political Science Review
89:174-178.

Pliatsky, Leo. 1980. Report on non-departmental public bodies. Command Paper Cm. 7797. Lon-
don: Her Majesty’s Stationery Office (HMSO).

Pollitt, Christopher, Karen Bathgate, Janice Caulfield, Amanda Smullen, und Colin Talbot. 2001.
Agency fever? Analysis of an international policy fashion. Journal of Comparative Policy
Analysis: Research & Practice 3:271-290.

Pollitt, Christopher, und Geert Bouckaert. 2000. Public management reform. A comparative analy-
sis. Oxford: Oxford University Press.



Alles eine Frage des Managements? 93

Pollitt, Christopher, Colin Talbot, Janice Caulfield, und Amanda Smullen. 2004. Agencies. How
governments do things through semi-autonomous organizations. Houndmills: Palgrave
Macmillan.

Putnam, Robert D. 1976. The comparative study of political elites. Englewood Cliffs: Prentice Hall.

Roness, Paul, Koen Verhoest, Kristin Rubecksen, und Muiris MacCarthaigh. 2008. Autonomy and
regulation of state agencies. Reinforcement, indifference or compensation? Public Organiza-
tion Review 8:155-174.

Scharpf, Fritz W. 2006. Interaktionsformen. Akteurszentrierter Institutionalismus in der Politik-
forschung. Wiesbaden: VS Verlag fiir Sozialwissenschaften.

Schuppert, Gunnar Folke. 1981. Die Erfiillung offentlicher Aufgaben durch verselbstindigte Ver-
waltungseinheiten. Gottingen: Schwartz.

Schwanke, Katja, und Falk Ebinger. 2006. Politisierung und Rollenverstindnis der deutschen
Administrativen Elite 1970 bis 2005. Wandel trotz Kontinuitit. In Politik und Verwaltung,
Hrsg. Jorg Bogumil, Werner Jann, und Frank Nullmeier, 227-249. Politische Vierteljahres-
schrift: Sonderheft 37.

Seibel, Wolfgang. 2005. Verwaltete Illusionen. Die Privatisierung der DDR-Wirtschaft durch die
Treuhandanstalt und ihre Nachfolger 1990-2000. Frankfurt a.M.: Campus.

Smullen, Amanda. 2004. Lost in translation? Shifting interpretations of the concept of ,Agency‘.
The Dutch case. In Unbundled Government, Hrsg. Christopher Pollitt und Colin Talbot, 184—
202. London: Routledge.

Spence, David B. 1999. Managing delegation ex ante. Using law to steer administrative agencies.
Journal of Legal Studies 28:413—459.

Steinkemper, Birbel. 1974. Klassische und politische Biirokraten in der Ministerialverwaltung der
Bundesrepublik Deutschland. Kbln u. a.: Heymanns.

Talbot, Colin. 2004a. The agency idea. Sometimes old, sometimes new, sometimes borrowed,
sometimes untrue. In Unbundled Government, Hrsg. Christopher Pollitt und Colin Talbot,
3-21. London: Routledge.

Talbot, Colin. 2004b. Executive agencies. Have they improved management in government? Public
Money & Management 24:104—112.

Thatcher, Marc, und Alec Stone Sweet. 2002. Theory and practice of delegation to non-majoritarian
institutions. West European Politics 25:1-22.

Tsebelis, George. 1995. Decision making in political systems. Veto players in presidentialism,
parliamentarism, multicameralism and multipartism. British Journal of Political Science
25:289-325.

Van Thiel, Sandra. 2001. Quangos: Trends, causes and consequences. Aldershot: Ashgate.

Verhoest Koen, Guy B. Peters, Geert Bouckaert, und Bram Verschuere. 2004. The study of organisa-
tional autonomy: A conceptual review. Public Administration and Development 24:101-118.

Verschuere, Bram. 2006. Autonomy & control in arm s length public agencies. Exploring the deter-
minants of policy autonomy. K.U. Leuven.

Verschuere, Bram, Koen Verhoest, Falke Meyers, und Guy B. Peters. 2006. Accountability and
accountability arrangements in public agencies. In Autonomy and regulation. Coping with
agencies in the modern state, Hrsg. Tom Christensen und Per Lagreid, 268-298. Cheltenham:
Elgar.

Voigt, Stefan. 2002. Institutionendkonomik. Miinchen: Fink.

Whitehall Programme. 2000. The quest for a taxonomy of government organisations. ESCR Whi-
tehall Programme.

Yesilkagit, Kutsal. 2004. Bureaucratic autonomy, organizational culture and habituation. Politi-
cians and independent administrative bodies in the Netherlands. Administration & Society
36:528-552.

Yesilkagit, Kutsal, und Sandra vanThiel. 2008. Political influence and bureaucratic autonomy. Pub-
lic Organization Review 8:137—-153.



	Managing for Good? Administrative Autonomy and the Perceived Discretion of Chief Executives
	Zusammenfassung:
	Abstract:
	1 Einleitung
	2 Agenturen und die Gründe für ihre Bildung
	2.1 Was macht eine Agentur aus?
	2.2 Warum Agenturen?
	2.3 Stand der Forschung

	3 Erklärungsmodell und Hypothesen
	3.1 Funktionale Politisierung
	3.2 Autonomie und funktionale Politisierung
	3.2.1 Anreizorientierte Erklärungsansätze
	3.2.2 Soziologische Erklärungsansätze

	3.3 Interaktionseffekte: Entfernung vom politischen Zentrum und Wirkung der Erklärungsfaktoren

	4 Daten, Methode und Operationalisierungen
	5 Empirische Befunde
	5.1 Deskriptive Ergebnisse: Das politisch-administrative Führungspersonal im Vergleich
	5.2 Das Erklärungsmodell im empirischen Test

	6 Schlussfolgerungen
	Anhang: Operationalisierungen
	Funktionale Politisierung
	Management-Autonomie
	Policy-Autonomie
	Politische Salienz
	Rollenbild
	Parteiensympathie
	Ministerium
	Abhängige Bundesoberbehörden
	Unabhängige Bundesoberbehörden

	Literatur

